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Das Leitungsgremium des International Competition Network (ICN Steering Group) hat am 9.4.2020 eine Erklärung zur Durch-

setzung des Wettbewerbsrechts während und nach der Coronavirus-Krise veröffentlicht. Das ICN ist die bedeutendste Vereini-

gung vonWettbewerbsbehördenweltweit. Es umfasst 140Wettbewerbsbehörden aus 129 Staaten. Präsident des Bundeskartell-

amtes, Andreas Mundt, seit September 2013 Vorsitzender des ICN-Leitungsgremiums: „Die Krise fordert von den Kartellbehörden

gleichzeitig Aufmerksamkeit und Augenmaß. Der weltweite Austausch ist für die richtigen Reaktionen auf diese globale Herausforde-

rung unabdingbar. Das ICN gibt seinen Mitgliedern mit der Erklärung eine Richtschnur an die Hand, wie sie in transparenter Weise

eine angemessene Flexibilität zeigen und gleichzeitig wettbewerbliche Rahmenbedingungen für eine schnelle wirtschaftliche Erho-

lung sicherstellen können.“ Die ICN Steering Group sieht die Herausforderungen für Wettbewerbsbehörden weltweit. Sie bekräf-

tigt die Bedeutung des Wettbewerbsprinzips und fordert die Mitgliedsbehörden auf, gegenüber wettbewerbswidrigem Verhal-

tenwachsam zu bleiben. Die Erklärungwürdigt die Fähigkeit der Behörden, in ihren Entscheidungen zu bewerten und zu berück-

sichtigen, welche Bemühungen von Unternehmen zur Bereitstellung von benötigten Gütern und Dienstleistungen notwendig

sind. Die ICN Steering Group ermutigt die Behörden zu einem transparenten Umgang mit den erforderlichen Anpassungsmaß-

nahmen und bestärkt diese darin, für den Wettbewerb als Leitprinzip der wirtschaftlichen Erholung zu werben. Die ICN Steering

Group wird sich weiterhin für die Zusammenarbeit der Behörden in dieser herausfordernden Zeit einsetzen. (PM BKartA vom

9.4.2020)

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht
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Entscheidungen
BGH: Zur Erforderlichkeit einer Vergleichs-

marktbetrachtung – NetCologne II

Die Prüfung, ob ein marktbeherrschendes Unter-

nehmen Entgelte oder sonstige Geschäftsbedin-

gungen fordert, die von denjenigen abweichen,

die sich bei wirksamem Wettbewerb mit hoher

Wahrscheinlichkeit ergeben würden, erfordert

nicht zwingend eine Vergleichsmarktbetrach-

tung. Der Tatrichter kann vielmehr auch andere

Umstände heranziehen, die Schlüsse auf gege-

bene oder fehlende Abweichungen von hypo-

thetischen Wettbewerbsbedingungen zulassen.

Gibt es einen geeigneten Vergleichsmarkt, darf

die Prüfung, ob ein missbräuchliches Verhalten

vorliegt, nur dann auf solche anderen Umstände

beschränkt werden, wenn sie bereits für sich ge-

nommen eine erschöpfende Beurteilung ermög-

lichen.

BGH, Urteil vom 3.12.2019 – KZR 29/17

Volltext:BB-ONLINE BBL2020-897-1

unterwww.betriebs-berater.de

AG Frankfurt a. M.: Darlehensstundung auf-

grund des COVID-19-Gesetzes im Eilrechts-

schutz

Das AG Frankfurt a. M. hat mit Beschluss vom

8.4.2020 – (32 C 1631/20 (89)) – einem Arbeit-

nehmer mit einer einstweiligen Verfügung ge-

genüber dessen Bank eine verlängerte Frist zur

Rückzahlung seiner Kontoüberziehung zuge-

sprochen.

Die Bank hatte dem Arbeitnehmer die Ge-

schäftsbeziehung gekündigt und ihn zur Rück-

zahlung seiner Kontoüberziehung bis zum

8.4.2020 aufgefordert. Im Zuge der Coronavi-

rus-Pandemie ist auch der Arbeitnehmer von

Kurzarbeit betroffen und hat deshalb derzeit

geringere Einnahmen. Nachdem die Bank

seine Bitte um Gewährung einer verlängerten

Rückzahlungsfrist abgelehnt hat, wandte er

sich mit einem Antrag auf Erlass einer einst-

weiligen Verfügung an das Gericht. Das AG

hat dem Antrag weitgehend stattgegeben

und seine Entscheidung auf das vor Kurzem

in Kraft getretene Gesetz zur Abmilderung

der Folgen der COVID-19-Pandemie unter an-

derem im Zivilrecht gestützt. Danach werden

aus vor dem 15.3.2020 abgeschlossenen Dar-

lehensverträgen mit Verbrauchern Ansprüche

des Darlehensgebers auf Rückzahlung, Zinsen

und Tilgung, die zwischen dem 1.4. und dem

30.6.2020 fällig werden, für die Dauer von

drei Monaten gestundet. Voraussetzung für

die Stundung ist aber, dass der Verbraucher

aufgrund der durch die Pandemie hervorgeru-

fenen außergewöhnlichen Verhältnisse Einnah-

meausfälle hat und ihm deshalb die Erbrin-

gung seiner Leistung nicht zumutbar ist. Der

Antragsteller hat zum Nachweis dafür Unterla-

gen vorgelegt, weshalb das Amtsgericht die

Voraussetzungen als glaubhaft gemacht ange-

sehen hat. Die vor Erlass der Entscheidung

schriftlich angehörte Bank hat sich binnen ei-

ner ihr gesetzten Stellungnahmefrist nicht ge-

äußert.

Der Beschluss ist nicht rechtkräftig.
(PM Frankfurt a. M. Nr. 05/2020 vom 14.4.2020)

 S. zur Darlehensstundung aufgrund des

COVID-19-Gesetzes auch den Beitrag von Meier/

Hirschhöfer in der kommenden Ausgabe des BB.

Verwaltung
EU-Kommission: Deutsche Garantierege-

lung zum Handelskreditversicherungsmarkt

in der Corona-Krise genehmigt

Die EU-Kommission hat am 14.4.2020 eine Ga-

rantieregelung, mit der Deutschland den inlän-

dischen Handelskreditversicherungsmarkt in der

Corona-Krise unterstützen will, nach den EU-Bei-

hilfevorschriften genehmigt. Die deutsche Rege-

lung trägt dazu bei, dass Handelskreditversiche-

rungen weiterhin für alle Unternehmen verfüg-

bar sind, sodass die Käufer von Waren und die

Dienstleistungskunden nicht im Voraus bezah-

len müssen und ihr unmittelbarer Liquiditätsbe-

darf sinkt. Die Kommission stellte fest, dass die

von Deutschland angemeldete Regelung aus

den folgenden Gründen mit den Prinzipien des

Vertrags im Einklang steht und geeignet ist, eine

beträchtliche Störung im Wirtschaftsleben

Deutschlands zu beheben, da

i) die Handelskreditversicherer sich Deutschland

gegenüber verpflichtet haben, das bisherige

Schutzniveau trotz der Schwierigkeiten, denen

sich die Unternehmen in der Corona-Krise ge-

genüber sehen, aufrechtzuerhalten,

ii) die Garantie auf bis Ende dieses Jahres verge-

bene Handelskredite beschränkt ist,

iii) die Regelung allen Kreditversicherern in

Deutschland offensteht und auch Handelskre-

dite für Käufer von Waren und Dienstleistungen

in Drittländern abdeckt;

iv) der Garantiemechanismus eine Risikoteilung

zwischen den Versicherern und dem Staat bis zu

einem Volumen von 5 Mrd. Euro vorsieht und er-

forderlichenfalls ein zusätzliches Sicherheitsnetz

bietet, das bei Bedarf insgesamt bis zu 30 Mrd.

Euro abdeckt;

v) die Garantieprämien eine ausreichende Ver-

gütung für die öffentliche Hand sicherstellen.

Sobald alle Fragen im Zusammenhang mit dem

Schutz vertraulicher Daten geklärt sind, wird die

nichtvertrauliche Fassung des Beschlusses zu

den Garantieregelungen im deutschen Handels-

kreditversicherungsmarkt über das Beihilfenre-

gister auf der Website der Generaldirektion

Wettbewerb der Kommission unter der Nummer

SA.56941 zugänglich gemacht.
(Meldung EU-Kommission vom 14.4.2020)
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